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Tragende Gründe 

zum Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Änderung  

der Richtlinie über die Bedarfsplanung  
in der vertragszahnärztlichen Versorgung: 

Änderung der Anlage 6 

 

Vom 17. Juni 2010 
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1. Rechtsgrundlagen 

Gemäß § 101 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB V beschließt der Gemeinsame Bundesausschuss in 
Richtlinien einheitliche Verhältniszahlen für den allgemeinen bedarfsgerechten Versorgungs-
grad in der vertragsärztlichen bzw. vertragszahnärztlichen Versorgung.  

 
2. Eckpunkte der Entscheidung 

Nach § 5 Abs. 7 der Bedarfsplanungs-Richtlinie Zahnärzte (ZÄBPL-RL) wird für den all-
gemeinen bedarfsgerechten Versorgungsgrad in der zahnärztlichen Versorgung für die in der 
Anlage 6 der Richtlinie aufgeführten Gebiete (alte Bundesländer) eine Verhältniszahl von 
1:1.280 festgelegt. Für den Bereich der Kassenzahnärztlichen Vereinigung Sachsen wurde 
in der Anlage 6 neben den kreisfreien Städten Chemnitz, Dresden und Leipzig bisher auch 
die kreisfreie Stadt Zwickau aufgeführt. 

Die regionalen Planungsbereiche sollen gemäß § 101 Abs. 1 S. 6 SGB V und 
§ 3 Abs. 1 S. 2 ZÄBPL-RL den kreisfreien Städten, den Landkreisen oder Kreisregionen in 
der Zuordnung des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung entsprechen. Am 1. 
August 2008 ist das Gesetz zur Neugliederung der Landkreise des Freistaates Sachsen 
(Sächsisches Kreisgebietsneugliederungsgesetz – SächsKrGebNG / Sächsisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt Nr. 2 vom 5. Februar 2008) in Kraft getreten. Gemäß 
§ 2 Abs. 2 SächsKrGebNG wurde die Kreisfreiheit der Stadt Zwickau aufgehoben. 
Gleichzeitig wurde die Stadt gemäß § 3 Nr. 10 c  SächsKrGebNG in den neugebildeten 
Landkreis Zwickau eingegliedert. Die Streichung der Stadt Zwickau aus der Anlage 6 voll-
zieht diese räumliche Neugliederung. 

 

3. Verfahrensablauf 

Der Unterausschuss hat sich in seiner Sitzung am 27. Januar 2010 einvernehmlich für eine 
Änderung der ÄBPL-RL im Sinne der obigen Ausführungen ausgesprochen. Es wurde be-
schlossen, den Beschlussentwurf und die tragenden Gründe im Wege eines schriftlichen 
Verfahrens inhaltlich abzustimmen und im Anschluss ein Stellungnahmeverfahren gemäß § 
91 Abs. 5 SGB V durchzuführen. 
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4. Würdigung der Stellungnahmen 

Mit Schreiben vom 13. April 2010 wurde der Bundesärztekammer (BÄK), der Bundes-
psychotherapeutenkammer (BPtK) sowie der Bundeszahnärztekammer (BZÄK) ge-
mäß § 91 Abs. 5 SGB V Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

Mit Schreiben vom 14. April 2010 hat die BPtK von einer Stellungnahme abgesehen, 
da der Beschlussgegenstand nach Ihrer Auffassung den Kern der Belange von 
Psychotherapeuten nicht betreffe. 

Die BÄK hat mit Schreiben vom 12. Mai 2010 mitgeteilt, dass sie keine eigene 
Stellungnahme abgebe und auf die voraussichtlich erfolgende Stellungnahme der 
BZÄK verweise. 

Die BZÄK hat mit Schreiben vom 26. Mai 2010 der Richtlinienänderung zugestimmt. 
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5. Dokumentation des gesetzlich vorgesehenen Stellungnahmeverfahrens  
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Berlin, den 17 Juni 2010 

Gemeinsamer Bundesausschuss 

gem. § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

 

 

Hess 
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